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1. Vorbemerkungen 

Die Verlängerung der "Alten Dieburger Straße" in Mühltal war in der Vergangenheit Bestandteil 

verschiedener Gerichtsverfahren. Nachdem der Streckenabschnitt zwischen "Am Klingenteich" 

und "An der Flachsröße" aufgrund von Verfahrensfehlern bei der Widmung/Bauleitplanung für 

den Kfz-Verkehr gesperrt werden musste, soll nun eine Machbarkeitsstudie durchgeführt werden. 

Diese soll Grundlage für die Bauleitplanung sowie die Planungsaufträge für die Umgestaltung der 

angrenzenden Verkehrswege bilden. Ziel ist die Überführung der Planung in ein Bauleitplanver-

fahren sowie deren bauliche Ausführung. In diesem Zusammenhang sollen bereits die im Vorfeld 

sowie die im Rahmen der Bauleitplanung erforderlichen Schritte aufgezeigt und benannt werden. 

Die Planungen für den zu verlängernden Abschnitt der "Alten Dieburger Straße" stehen im un-

mittelbaren Zusammenhang mit den bestehenden, nördlich anschließenden Straßenabschnitten 

der "Alten Dieburger Straße" sowie der "Alten Darmstädter Straße". Alle drei Streckenabschnitte 

sind daher Inhalt der vorliegenden Machbarkeitsuntersuchung und werden hinsichtlich der ver-

kehrlichen Umsetzbarkeit der städtischen Zielvorgaben geprüft. Hierbei werden die verschiede-

nen Gerichtsurteile und Stellungnahmen des Hessischen Städte- und Gemeindebunds sowie deren 

geforderte Gutachten miteinbezogen. 
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2. Bestandsanalyse 

Als Grundlage für die Machbarkeitsuntersuchung wurde eine Bestandsanalyse durchgeführt. 

Diese umfasst neben der Lage des umzuplanenden Streckenabschnitts im Straßen- und Radver-

kehrsnetz die aktuellen verkehrlichen Regelungen und Rahmenbedingungen, die verfügbaren 

Straßenraumbreiten sowie die vorhandenen Verkehrsbelastungen. Ebenso wird ein kurzer Hin-

weis zu den Schulwegplänen der ansässigen Schulen sowie eine Zusammenfassung der rechtli-

chen Rahmenbedingungen gegeben, die im Rahmen vergangener Gerichtsverfahren sowie in Stel-

lungnahmen des hessischen Städte- und Gemeindebunds formuliert wurden. 

2.1 Lage im Straßen- und Radverkehrsnetz 

Die Gemeinde Mühltal liegt südöstlich von Darmstadt im südhessischen Landkreis Darmstadt-

Dieburg. Der im Rahmen der Machbarkeitsstudie zu untersuchende Streckenabschnitt "Alte Die-

burger Straße / Alte Darmstädter Straße" ist im Mühltaler Ortsteil Trautheim gelegen und verbin-

det die nördlich verlaufende Bundesstraße B 449 "Odenwaldstraße" mit der südlich verlaufenden 

Bundesstraße B 426 bzw. den südlich gelegenen Einzelhandelseinrichtungen und dem Gewerbe-

gebiet "Auf Ruckelshausen". Der Streckenabschnitt lässt sich in die drei folgenden Teilabschnitte 

untergliedern (von Süd nach Nord): 

- Abschnitt A: Verlängerung der Alten Dieburger Straße 

- Abschnitt B:  Alte Dieburger Straße (Bestand) 

- Abschnitt C:  Alte Darmstädter Straße (Bestand) 

Ein Übersichtslageplan mit Lage des Streckenabschnitts im übergeordneten Straßennetz und mit 

Darstellung der drei Teilabschnitte kann der Anlage 1.1 entnommen werden. 

In der Anlage 1.2 sind die im Ortsteil Trautheim sowie im näheren Umfeld vorhandenen Haupt-

routen für den Radverkehr abgebildet. Aus der Unterlage ist ersichtlich, dass der zu untersuchende 

Streckenabschnitt bereits im Bestand eine hohe Bedeutung für den Radverkehr besitzt. Im Norden 

schließt die "Alte Darmstädter Straße" an die B 449 an, die eine Radhauptroute in Richtung Darm-

stadt darstellt. Hier laufen aktuell Untersuchungen zum Ausbau der Route als Rad- bzw. Rad-

schnellverbindung durch Hessen Mobil. Im Süden ist über den zu verlängernden Abschnitt der 

"Alten Dieburger Straße" eine Radanbindung in Richtung Eberstadt vorhanden. Östlich zur "Alten 



 - 3 - 

 

Dieburger Straße" und "Alten Darmstädter Straße" verläuft über den "Papiermüllerweg" eine wei-

tere parallele Fahrradachse. Diese Route verläuft außerhalb des bebauten Ortskerns und kann da-

her nur bedingt einer innerörtlichen Erschließung dienen. Darüber hinaus weist die Route ab-

schnittsweise einen schlechten Ausbauzustand auf. Der Streckenabschnitt "Alte Dieburger 

Straße / Alte Darmstädter Straße" rückt vor diesem Hintergrund somit nicht nur als Achse für den 

Kfz-Verkehr, sondern auch als zu stärkende Radverkehrsachse in den Fokus der Betrachtungen.  

2.2 Verkehrliche Rahmenbedingungen und verfügbarer Straßenraum 

Der Streckenabschnitt "Alte Dieburger Straße / Alte Darmstädter Straße" setzt sich aus drei Teil-

abschnitten mit unterschiedlichen verkehrlichen Rahmenbedingungen (vgl. Anlage 2.1) und vari-

ierenden Querschnittsbreiten (vgl. Anlage 2.2) zusammen. Da Abweichungen zwischen den ver-

fügbaren Verkehrsräumen der städtischen Flurstücke gemäß Stadtgrundkarte und den tatsächli-

chen Gegebenheiten vor Ort erkannt wurden, wurden die tatsächlich verfügbaren Breiten durch 

ein vereinfachtes Vor-Ort-Aufmaß verifiziert. Hierzu wurden an diversen Stellen innerhalb der 

Streckenabschnitte B und C die vor Ort vorhandenen Breiten der einzelnen Querschnittselemente 

mittels Laufrad aufgemessen und in einem Lageplan dokumentiert (Anlage 2.2). Es ist zu berück-

sichtigen, dass nachfolgend die verfügbaren Querschnittsbreiten gemäß Stadtgrundkarte aufge-

zeigt werden, die die Grundlage für die Variantenentwicklung bilden (vgl. Kapitel 3.2). 

Abschnitt A 

Der Abschnitt A liegt außerhalb der bebauten Ortslage. Es gilt aktuell ein Verbot für mehrspurige 

Kfz und Motorräder (StVO VZ 260). Ausgenommen vom Verbot sind landwirtschaftliche Ver-

kehre. Westlich des Straßenabschnitts befindet sich ein Wasserschutzgebiet der Zonen I bis III. 

Hierin ist eine Pumpstation verortet, die direkt an den vorhandenen Straßenraum anschließt. Für 

das Wasserschutzgebiet besteht die Möglichkeit, dass dieses mittel- bis langfristig aufgehoben 

wird; die Pumpstation gilt es jedoch langfristig zu erhalten. Im südlichen Abschnitt ist ein Durch-

lass DN 1000 vorhanden. 

Der verfügbare Straßenraum umfasst eine Breite von mindestens 7,44 m bis maximal 10,23 m. 

Abschnitt B 

Der Abschnitt B liegt innerhalb der bebauten Ortslage inmitten einer Tempo-30-Zone (StVO 

VZ 274.1). Über den Abschnitt B werden Bildungseinrichtungen (u.a. Kindertagesstätte) 
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angebunden, sodass hier sowohl im Bestand als auch künftig die Notwendigkeit für die Durchlei-

tung von (Schul-)Bussen besteht. 

Der verfügbare Straßenraum umfasst im südlichen Teilabschnitt B-1 eine relativ konstante Breite 

von mindestens 9,99 m bzw. maximal 10,03 m. Im nördlichen Teilabschnitt B-2 ist eine Quer-

schnittsbreite von 9,14 m bis maximal 9,33 m vorhanden; der Zufahrtsbereich zur "Dornwegs-

höhstraße" weist eine Engstelle von 8,47 m auf. 

Abschnitt C 

Der Abschnitt C liegt innerhalb der bebauten Ortslage. Es gilt eine zulässige Höchstgeschwindig-

keit von 30 km/h (StVO VZ 274-30). Sämtliche einmündende Wohnstraßen sind als Tempo-30-

Zone ausgebildet. Im Gegensatz zu den beiden Abschnitten A und B wird der Abschnitt C von 

Durchgangsverkehren passiert, die zwischen dem Ortskern und der Bundesstraße B 449 verkeh-

ren. Es sind zwei Bushaltestellen "Im Wiesengrund" und "Im Elfengrund" für jeweils beide Fahrt-

richtungen vorhanden (Linie 678, Linie N). Die Haltestellen sind nicht barrierefrei ausgebildet.   

Im Streckenabschnitt C variieren die verfügbaren Querschnittsbreiten abschnittsweise sehr stark, 

sodass basierend auf den Breiten eine Untergliederung in fünf Teilabschnitte erfolgt ist. Im Teil-

abschnitt C-1 ist eine Querschnittsbreite von mindestens 11,66 m bis maximal 12,43 m vorhan-

den. Im Teilabschnitt C-2 wird die Nutzbarkeit der öffentlichen Flurstücke durch Grundstücks-

überbauungen zum Teil deutlich eingeschränkt. Gemäß Stadtgrundkarte sind hier Breiten von 

11,04 m bis 12,62 m verfügbar. Infolge der Überbauungen resultieren jedoch tatsächlich nutzbare 

Querschnittsbreiten von lediglich ca. 10,23 m bis 11,17 m (Überbauungen im Bereich "Alte 

Darmstädter Straße" Nr. 35 bis 47 von bis zu 2,40 m). Im Teilabschnitt C-3 sind Querschnitts-

breiten von 10,14 m bis 10,35 m, im Teilabschnitt C-4 von 12,67 m bis 12,77 m und im Teilab-

schnitt C-5 von 10,46 m bis 10,65 m vorhanden. 

2.3 Verkehrsmengen 

Verkehrsmengen für den zu untersuchenden Streckenabschnitt liegen in Form von Verkehrszäh-

lungen aus den Jahren 2008 und 2014 vor. 

Die Verkehrszählung aus dem Jahr 2008 wurde im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung für die 

Gemeinde Mühltal durchgeführt (HABERMEHL UND FOLLMANN 2011). Bei den im Jahr 

2014 durchgeführten Verkehrszählungen handelt es sich um Erhebungen im Teilabschnitt B in 
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Höhe der "Alten Dieburger Straße" Nr. 22, die durch die Anwohner initiiert wurden (VER-

KEHRSZÄHLUNG 2014). In der Tabelle 1 sind die jeweiligen Tagesverkehrsmengen sowie die 

Verkehrsmengen in der vor- und nachmittäglichen Spitzenstunde für die einzelnen Streckenab-

schnitte, unterschieden nach Fahrtrichtungen sowie für den Gesamtquerschnitt, gegenübergestellt. 

 Verkehrsuntersuchung Mühltal 2011 * 

- Erhebung 15.04.2008 - 

Anliegerkontrollen ** 

- Erhebungen Mai / September 2014 - 

Querschnitt Tages- 
verkehr 

Morgen-
spitze 

Abend-
spitze 

Tages- 
verkehr 

Morgen-
spitze 

Abend-
spitze 

[Kfz/24h] [Kfz/h] [Kfz/h] [Kfz/24h] [Kfz/h] [Kfz/h] 

Abschnitt C Nord 5.046 389 355 - - - 

Abschnitt C Süd 5.157 518 388 - - - 

Abschnitt B  2.303 156 180 
2.600 

bis 
3.000 

221 
bis 
236 

251 
bis 
265 

Abschnitt A Süd 2.668 181 157 - - - 

Fahrtrichtung 
Nord 

Tages- 
verkehr 

Morgen-
spitze 

Abend-
spitze 

Tages- 
verkehr 

Morgen-
spitze 

Abend-
spitze 

[Kfz/24h] [Kfz/h] [Kfz/h] [Kfz/24h] [Kfz/h] [Kfz/h] 

Abschnitt C Nord 2.572 300 120 - - - 

Abschnitt C Süd 2.400 368 110 - - - 

Abschnitt B  895 64 70 - - - 

Abschnitt A Süd 1.309 70 77 - - - 

Fahrtrichtung 
Süd 

Tages- 
verkehr 

Morgen-
spitze 

Abend-
spitze 

Tages- 
verkehr 

Morgen-
spitze 

Abend-
spitze 

[Kfz/24h] [Kfz/h] [Kfz/h] [Kfz/24h] [Kfz/h] [Kfz/h] 

Abschnitt C Nord 2.474 89 236 - - - 

Abschnitt C Süd 2.757 150 278 - - - 

Abschnitt B  1.408 92 110 - - - 

Abschnitt A Süd 1.359 111 80 - - - 

* Die vorliegenden spitzenstündlichen Verkehrsmengen wurden durch den Quotient 1,1 von Pkw-E/h auf Kfz/h umgerechnet. 

** Betrachtet wurden folgende Wochen außerhalb der Ferien und ohne Feiertage:  

19.05. bis 25.05.2014, 08.09. bis 14.09.2014, 15.09. bis 21.09.2014 

Tabelle 1: Verkehrsbelastungen gemäß Erhebungen aus den Jahren 2008 und 2014 

Basierend auf den Erhebungsergebnissen lag im Jahr 2008 im Streckenabschnitt A eine Quer-

schnittsbelastung von ca. 2.700 Kfz/24h, im Streckenabschnitt B von ca. 2.300 Kfz/24 h und im 

Streckenabschnitt C von ca. 5.000 Kfz/24 h vor. Aus den Erhebungsergebnissen des Jahres 2014 

gehen Querschnittsbelastungen von ca. 2.600 bis 3.000 Kfz/24h für den Streckenabschnitt B her-

vor. Dies entspricht einer Zunahme des Tagesverkehrs von ca. 15 bis 30 Prozent.  
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Das Verkehrsaufkommen der vormittäglichen Spitzenstunde im Jahr 2008 erstreckt sich von ca. 

180 Kfz/h im Abschnitt A über ca. 160 Kfz/h im Abschnitt B bis zu ca. 520 Kfz/h im Abschnitt C. 

In der Abendspitze wurden Verkehrsmengen von 160 Kfz/h im Abschnitt A, von 180 Kfz/h im 

Abschnitt  B und von bis zu 390 Kfz/h im Abschnitt C erfasst. Demgegenüber wurden im Rahmen 

der Erhebungen 2014 für den Streckenabschnitt B Verkehrsbelastungen von ca. 220 bis 240 Kfz/h 

in der vormittäglichen Spitzenstunde bzw. von ca. 250 bis 265 Kfz/h in der nachmittäglichen Spit-

zenstunde dokumentiert. Eine deutliche Zunahme der Verkehrsbelastungen im Jahr 2014 gegen-

über dem Jahr 2008 ist somit auch in den spitzenstündlichen Verkehrsbelastungen erkennbar. 

Im Zusammenhang mit den vorliegenden Verkehrsbelastungen ist zu berücksichtigen, dass wäh-

rend der Erhebungen die heutige Sperrung des Teilabschnitts A für den Kfz-Verkehr noch nicht 

vorhanden war. Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass in den vergangenen Jahren zahlreiche ver-

kehrsrelevante Entwicklungen im Umfeld stattgefunden haben bzw. noch stattfinden werden, so-

dass die vorliegenden Verkehrszahlen nicht mehr als repräsentativ betrachtet werden können. Fol-

gende Entwicklungen spielen hierbei u.a. eine Rolle (vgl. Anlage 3): 

- Bebauungsplan "Parkplatz südlich der Modau" 

- Bebauungsplan "Wohngebiet Dornberg"  

- mögliches Baugebiet NRA 11 mit eventueller Anbindung an Teilabschnitt A  

- Geh- und Radweg zwischen der Gemeinde Mühltal und Darmstadt 

2.4 Schulwegpläne 

Im Ortsteil Nieder-Ramstadt sind zahlreiche Schulen ansässig. Die jeweiligen Schülerrouten 

(Fuß- sowie Radverkehrsrouten) bringen möglicherweise spezielle Anforderungen für den zu un-

tersuchenden Streckenabschnitt "Alte Dieburger Straße / Alte Darmstädter Straße" und dessen 

Neukonzeption mit sich. Ziel war daher eine Berücksichtigung der aktuellen Schulwegpläne. 

Im Rahmen der Projektbearbeitung hat sich jedoch herausgestellt, dass weder der Gemeinde 

Mühltal noch dem Landkreis, dem Schulamt sowie dem IVM Frankfurt (zuständige Stelle, die 

Schulen bei der Erstellung von Schulwegplänen unterstützt) die Schulwegpläne der ansässigen 

Schulen vorliegen. Da der Einfluss der Schulwegpläne auf die grundsätzlichen Inhalte der 
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Machbarkeitsstudie als gering eingeschätzt wurde, haben sich die Projektbeteiligten auf den Ver-

zicht einer Berücksichtigung im Rahmen der vorliegenden Ausarbeitung verständigt. 

Für den anschließenden Planungsprozesses empfiehlt sich jedoch ein Abgleich mit den spezifi-

schen Anforderungen des Schülerverkehrs, um hier mögliche Wechselwirkungen im Detail pla-

nerisch berücksichtigen zu können. 

2.5 Gerichtsverfahren und Stellungnahme des Hessischen Städte- und Ge-

meindebunds 

Die Verlängerung der "Alten Dieburger Straße" in Mühltal war in der Vergangenheit Bestandteil 

verschiedener Gerichtsverfahren. Basierend auf einem Gerichtsurteil des Verwaltungsgerichts 

Darmstadt vom 02.02.2022 wurde die sogenannte "Aldi-Autobahn" letztmalig für den öffentli-

chen Kfz-Verkehr gesperrt und fungiert seitdem als Wirtschaftsweg. Ebenso ist der Weg für Fahr-

radfahrer und Fußgänger weiterhin nutzbar. Begründet wurde die Aufhebung der Widmungsver-

fügung der Gemeinde Mühltal vom 21.07.2014 in der für eine sachgerechte Abwägungsentschei-

dung unzureichenden Informationsgrundlage (vgl. VERWALTUNSGERICHT DARMSTADT 

2022; HESSISCHER STÄDTE- UND GEMEINDEBUND 2022).  

Aus dem Gerichtsurteil geht hervor, dass vor Widmung der Straße ein Abwägungsprozess erfor-

derlich ist, in dem alle relevanten Belange berücksichtigt werden müssen - ähnlich der Aufberei-

tung der für den Erlass eines Bebauungsplans zum Bau einer öffentlichen Straße erforderlichen 

Sachverhalte. Im Detail sind dabei u.a. folgende Inhalte zu berücksichtigen und der Gemeinde-

vertretung zur Entscheidung vorzulegen: 

- Daten über die aktuelle Nutzung der "Aldi-Autobahn", über Ausweichrouten sowie Ver-

kehrsprognosen  

- Schallgutachten zur Lärmbelästigung 

- grundstücksbezogene Überlegungen 

Basierend auf sämtlichen relevanten Daten kann dann eine Abwägung und Entscheidung darüber 

getroffen werden, ob eine Öffnung des betroffenen Teilabschnitts im öffentlichen Interesse ge-

rechtfertigt ist. Ergebnis kann dabei auch sein, dass eine Öffnung vertretbar ist, diese aber nur 

einem eingeschränkten Nutzerkreis zugestanden wird. 
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Der erforderliche Grunderwerb sowie ein für die Verkehrsbedeutung der Straße ggf. erforderli-

cher Umbau muss dabei bereits im Vorfeld der Widmung erfolgt sein.  

Alternativ kann anstelle einer Widmungsverfügung mittels eines Bebauungsplanverfahrens be-

reits vorzeitig Planungsrecht geschaffen. Hierbei ist die Notwendigkeit eines richtlinienkonfor-

men Straßenausbaus zu berücksichtigen. Das wirtschaftliche Risiko eines Straßenausbaus im Vor-

feld der Widmung entfällt in diesem Fall für die Gemeinde.  

Unabhängig über welchen Rechtsweg die Widmung der Straße erfolgt, ist für den konkreten Stre-

ckenabschnitt eine schalltechnische Untersuchung mit entsprechender Abwägungsentscheidung 

von fundamentaler Bedeutung. Aus dieser muss hervor gehen, mit welcher Lärmerhöhung gegen-

über der Bestandssituation zu rechnen ist und wie mit dieser planerisch umgegangen werden kann.  
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3. Konzeption 

Für den Streckenabschnitt "Alte Dieburger Straße" und "Alte Darmstädter Straße" wurden ver-

schiedene Varianten zur Umgestaltung des Straßenraums inklusive der Öffnung der sogenannten 

"Aldi-Autobahn" unter Berücksichtigung der Zielvorgaben der Gemeinde Mühltal entwickelt. Im 

Rahmen des Projektverlaufs wurden dabei verschiedene grundsätzliche verkehrliche Fragestel-

lungen beleuchtet und als Grundlage für die Variantenentwicklung herangezogen. 

3.1 Grundlagen 

Für die Umgestaltung des Streckenabschnitts stand neben der städtisch angestrebten Realisierung 

von Fahrradstraßen in den Abschnitten A und B ebenfalls die Einrichtung verkehrsberuhigter Be-

reiche als Maßnahme zur Verkehrsberuhigung und Reduzierung möglicher Durchgangsverkehre 

zur Diskussion. Die wesentlichen Anforderungen, die die Ausweisung eines verkehrsberuhigten 

Bereichs sowie einer Fahrradstraße mit sich bringt, sind nachfolgend zusammengefasst. 

3.1.1 Verkehrsberuhigter Bereich 

Als Maßnahme zur Verkehrsberuhigung stand die Einrichtung von verkehrsberuhigten Bereichen 

(StVO VZ 325.1 und 325.2) zur Diskussion. Folgende Grundlagen und Voraussetzungen, insbe-

sondere bezüglich der vertretbaren Verkehrsbelastung, sind bei der Einrichtung verkehrsberuhig-

ter Bereiche zu berücksichtigen: 

- Laut Allgemeiner Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) 

dürfen die Straßen oder Bereiche nur von sehr geringem Verkehr frequentiert sein und 

müssen eine überwiegende Aufenthaltsfunktion aufweisen. Durch die bauliche Gestal-

tung muss die untergeordnete Bedeutung des Fahrzeugverkehrs ersichtlich sein. Dies 

wird in der Regel durch einen niveaugleichen Ausbau für die gesamte Straßenbreite er-

reicht. 

- Gemäß den Empfehlungen für Fußgängeranlagen (EFA; FGSV 2002) kann bei Ver-

kehrsbelastungen von maximal 50 Kfz/h auf die Anlage separater Gehwege verzichtet 

werden. 

- Im Rahmen verschiedener Gerichtsurteile wurden Verkehrsmengen von 20 Kfz/h bis zu 

400 Kfz/h als verträglich für einen verkehrsberuhigten Bereich formuliert. 
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Aus den voranstehenden Hinweisen wird deutlich, dass es keine eindeutige Vorgabe bezüglich 

des zulässigen Verkehrsaufkommens in verkehrsberuhigten Bereichen gibt. Das im Jahr 2014 im 

Streckenabschnitt B erhobene spitzenstündliche Verkehrsaufkommen von ca. 220 bis 260 Kfz/h 

erscheint den Projektbeteiligten jedoch als nicht verträglich, sodass verkehrsberuhigte Bereiche 

im Rahmen der Variantenuntersuchung nicht als sinnvolle Lösung in Betracht kommen und daher 

im Detail nicht weiter betrachtet wurden. 

Sollte die "Aldi-Autobahn" entgegen der aktuellen Zielsetzung nicht geöffnet werden, könnten 

verkehrsberuhigte Bereiche aufgrund der geringeren zu erwartenden Verkehrsmengen in den Teil-

abschnitten B und / oder C zweckmäßig sein. Der Durchgangsverkehr würde dann nicht über den 

untersuchten Streckenabschnitt, sondern über die Ortsmitte Nieder-Ramstadt (Ober-Ramstädter 

Straße / Kirchstraße) bzw. über den Lohbergtunnel abgewickelt werden. Eine entsprechende 

Skizze zur Führung des Kfz-Verkehrs kann nachfolgender Abbildung 1 entnommen werden. 

 

Abbildung 1: Übersichtsplan großräumige Verkehrsführung bei Nichtöffnung der "Aldi-Autobahn" 

Zur quantitativen Beurteilung möglicher Verlagerungswirkungen infolge der Einrichtung ver-

kehrsberuhigter Bereiche empfiehlt sich eine modelltechnische Betrachtung. In diesem 
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Zusammenhang gilt es im Detail zu bewerten, ob etwa die Anordnung eines einzelnen bzw. meh-

rerer verkehrsberuhigter Bereiche oder gar die gesamte Ausweisung des Teilabschnitts B als ver-

kehrsberuhigtem Bereich zweckmäßiger ist. 

3.1.2 Fahrradstraße 

Für die Teilabschnitte A und B sieht der Planungsauftrag der Gemeinde Mühltal die Einrichtung 

von Fahrradstraßen (StVO VZ 244.1 und 244.2) vor. Fahrradstraßen zeichnen sich gemäß StVO 

im Wesentlichen durch folgende Merkmale aus: 

- Fahrradstraßen können auf Straßen angeordnet werden, die eine hohe Netzbedeutung für 

den Radverkehr oder lediglich eine untergeordnete Bedeutung für den Kraftfahrzeugver-

kehr haben. Dabei muss der Radverkehr nicht die vorherrschende Verkehrsart sein. Ge-

mäß Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt; FGSV 2006) können Fahr-

radstraßen in Erschließungsstraßen mit Belastungen bis etwa 400 Kfz/h eingesetzt wer-

den. Die zugelassene Höchstgeschwindigkeit liegt bei 30 km/h. 

- Fahrradstraßen sind dem Radverkehr und Elektrokleinstfahrzeugen vorbehalten. Anderer 

Fahrzeugverkehr kann durch entsprechende Zusatzzeichen zugelassen werden (Vorgabe 

Gemeinde Mühltal: Pkw-Verkehr und motorisierte Zweiräder frei). Die RASt weist vor 

diesem Hintergrund darauf hin, dass die Bedürfnisse des Kraftfahrzeugverkehrs zum 

Beispiel durch parallel verlaufende Alternativrouten berücksichtigt werden sollten. 

- Die Fahrbahnbreite für den fließenden Verkehr kann durch bauliche Maßnahmen etc. 

reduziert werden. Auf die Anordnung von Senkrecht- und Schrägparkständen sollte 

grundsätzlich verzichtet werden. Bei Längsparkständen sollte ein Sicherheitsraum / Si-

cherheitstrennstreifen zwischen Fahrbahn und ruhendem Verkehr hergestellt werden. 

Vor der Einrichtung einer Fahrradstraße ist deren Erforderlichkeit durch die zuständige Straßen-

verkehrsbehörde nachzuweisen. Hierbei kann zum Beispiel die Einhaltung von seitlichen Sicher-

heitsabständen als Kriterium angeführt werden. 

In der Gemeinde Mühltal könnte das Erfordernis der Fahrradstraßen durch die Netzfunktion der 

Teilabschnitte A und B für den Nahverkehr begründet werden, die eine wichtige Nord-Süd-Achse 

zwischen den Ortslagen Trautheim und Traisa im Norden sowie den Einzelhandelseinrichtungen 

im Süden darstellen. Die Bedürfnisse des Kfz-Verkehrs werden gegenüber der Bestandssituation, 
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insbesondere im Teilabschnitt A, der aktuell für den Kfz-Verkehr gesperrt ist, nur geringfügig 

tangiert bzw. verschlechtert. Bei Berücksichtigung der 2014 erhobenen spitzenstündlichen Ver-

kehrsbelastungen von ca. 220 bis 260 Kfz/h ist die Verträglichkeit gegenüber dem Kfz-Verkehr 

gegeben. Möglicherweise führt eine Öffnung jedoch zu einer deutlichen Zunahme des Kfz-Ver-

kehrs gegenüber den aktuellen bzw. damaligen Verkehrsbelastungen und würde somit im Konflikt 

zur Fahrradstraße stehen. Ob der Streckenabschnitt durch die Ausweisung einer Fahrradstraße mit 

Anordnung verkehrsberuhigender Elemente etc. gegebenenfalls so unattraktiv wird, dass der 

Durchgangsverkehr weiterhin die parallel verlaufenden Alternativrouten nutzt, gilt es im weiteren 

Planungsprozess im Detail zu betrachten und abzuwägen. 

3.2 Variantenentwicklung 

Für die drei Teilabschnitte A bis C wurden unter Berücksichtigung der Planungsvorgaben der 

Gemeinde Mühltal verschiedene Varianten zur Umgestaltung entwickelt. 

Es ist zu berücksichtigen, dass sich die Planungen der vorliegenden Machbarkeitsuntersuchung 

auf das derzeit (noch) gültige Regelwerk beziehen. Ein neues Regelwerk "Empfehlungen für Rad-

verkehrsanlagen" (ERA; FGSV 2010) soll zeitnah veröffentlicht werden. Die hierin vorgegebenen 

Abmessungen für Radverkehrsanlagen werden die bisherigen Maße zum Teil voraussichtlich 

deutlich überschreiten, sodass möglicherweise Anpassungen der nachfolgend beschriebenen Pla-

nungsvarianten erforderlich werden könnten. 

3.2.1 Abschnitt A - Verlängerung der Alten Dieburger Straße 

Für den Abschnitt A sind folgende Planungsvorgaben auf deren Umsetzbarkeit zu prüfen: 

- Ausbau als einspurige Straße mit Gegenverkehr und Ausweichmöglichkeiten 

- Planung eines einseitigen sicheren beleuchteten Fußgängerwegs mit erhöhtem Bordstein 

- Einplanung von Verkehrswiderständen zur Sicherstellung einer geringeren Verkehrs-

menge als im Bestand im gesamten Ortsteil 

- Ausweisung als Fahrradstraße mit dem Zusatzschild "Pkw-Verkehr und motorisierte 

Zweiräder frei" (Gewährleistung der Befahrbarkeit für Rettungskräfte) 
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Rahmenbedingungen 

Die folgenden Rahmenbedingungen sind für den Abschnitt A zu berücksichtigen: 

- Der Abschnitt A umfasst eine verfügbare Querschnittsbreite von mindestens 7,44 m bis 

zu maximal 10,23 m (Teilabschnitt A-1) bzw. von mindestens 8,68 m bis zu maximal 

9,56 m (Teilabschnitt A-2). 

- Grunderwerb ist im Rahmen des Bauleitplanverfahrens grundsätzlich möglich. Drei 

Flurstücke westlich des zu verlängernden Straßenabschnitts sind im Besitz der Gemeinde 

Mühltal (nicht direkt an den öffentlichen Verkehrsraum angrenzend) und könnten für 

Ausgleichsmaßnahmen bzw. zum Flächentausch genutzt werden. Im Falle eines erfor-

derlichen Grunderwerbs ist eine Erweiterung nach Osten aufgrund der westlich an die 

Straße anschließenden Böschung vorteilhafter. Ein Grundstücksankauf könnte sich mit 

den östlichen Anrainern jedoch schwieriger als mit den westlichen Anliegern gestalten. 

- Der im südlichen Bereich vorhandene Durchlass (DN 1000) ist im Zusammenhang mit 

einer Straßenumgestaltung grundhaft zu erneuern. 

- Das westlich der Straße befindliche Wasserschutzgebiet kann perspektivisch ggf. seine 

Zuweisung verlieren, da die maßgebliche Quelle bereits erloschen ist. Die hierin veror-

tete Pumpstation, die direkt an den öffentlichen Verkehrsraum angrenzt, gilt es jedoch 

langfristig zu erhalten. 

- Die Kapazität des vorhandenen Entwässerungskanals für die ggf. zusätzliche Einleitung 

der Fahrbahnentwässerung ist zu prüfen. Vor diesem Hintergrund wurden Varianten mit 

Entwässerung in den Bestandskanal sowie mit Muldenentwässerung entwickelt. 

Maßgebliche Begegnungs- bzw. Überholfälle 

Der Abschnitt A soll weder von Bussen noch von Müllfahrzeugen etc. durchfahren werden. Die 

maßgeblichen Begegnungs- bzw. Überholfälle für den Teilabschnitt A können den Abbildungen 2 

und 3 entnommen werden. Die angesetzten Verkehrsräume (FGSV 2006; FGSV 2020) setzen sich 

aus den Fahrzeugbreiten (Pkw: 1,89 m; Lkw/Bus: 2,55 m; Fahrrad: 1,00 m) und Bewegungsspiel-

räumen (Regelfall: Pkw: 0,25 m; Lkw/Bus: 0,25 m; Fahrrad: /; eingeschränkte Platzverhältnisse: 

Pkw: 0,15 m; Lkw/ Bus: 0,20 m; Fahrrad: / ) zusammen. Hinzu kommen Sicherheitsräume zwi-

schen den sich begegnenden bzw. überholenden Fahrzeugen sowie seitliche Sicherheitsräume. 
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Aufgrund der angestrebten Netzfunktion des Streckenabschnitts wurden die Mindestmaße berück-

sichtigt. Diese ermöglichen einerseits die erforderlichen Begegnungs- und Überholfälle, schaffen 

andererseits aber keine besonders attraktive Alternativroute für den Durchgangsverkehr. 

 

Abbildung 2: 

Überholfall Fahrrad - Pkw 

 

Abbildung 3: 

Begegnungsfall Pkw - Pkw 

Basierend auf den maßgeblichen Begegnungsfällen wurde in der Variantenentwicklung eine Fahr-

bahnbreite von 4,65 m zugrunde gelegt.  

Variantenentwicklung Abschnitt A 

Unter Berücksichtigung der Planungsvorgaben, Rahmenbedingungen und Begegnungs- bzw. 

Überholfälle werden folgende Querschnittselemente für den Abschnitt A vorgehalten: 

- Fahrbahn (Breite 4,65 m) 

- Gehweg einseitig (Breite 2,50 m) 

- Bankette beidseitig (Breite 0,50 m bzw. 1,00 m) 

- ggf. Entwässerungsmulde (Breite 2,00 m mit zusätzlicher Böschung 1,00 m) 

Durch Kombination der Querschnittselemente wurden insgesamt die drei folgenden Varianten für 

den Abschnitt A (Varianten umfassen beide Teilabschnitt A-1 und A-2) entwickelt: 

- Variante 1: Gehweg auf Ostseite, Fahrbahnentwässerung in Bestandskanal  

- Variante 2:  Gehweg auf Westseite, Fahrbahnentwässerung in Bestandskanal 
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- Variante 3: Gehweg auf Westseite, Fahrbahnentwässerung in Mulde  

Die Darstellung der Varianten im Lageplan sowie in Querschnitten kann der Anlage 4 entnommen 

werden. 

Bei den Varianten 1 und 2 ist Grunderwerb nur im Kurvenbereich erforderlich. Der Variante 3 

liegt zusätzlich eine Mitinanspruchnahme der östlich angrenzenden Flurstücke zugrunde. Bei der 

Ausbildung des Kurvenbereichs ist sowohl eine Aufweitung in Richtung Süd-West als auch in 

Richtung Nord-Ost möglich. Diese Alternativen sind exemplarisch für die Variante 1 im Lageplan 

dargestellt. Eine entsprechende Gestaltung ist analog für die Varianten 2 und 3 möglich. Im Detail 

ist folgender Grunderwerb bei den einzelnen Varianten erforderlich: 

- Variante 1 

 • Kurvenaufweitung in Richtung Süd-West: ca. 40 m² 

 • Kurvenaufweitung in Richtung Nord-Ost: ca. 60 m² 

- Variante 2 

 • Kurvenaufweitung in Richtung Süd-West: ca. 50 m² 

- Variante 3 

 • (Kurven-)Aufweitung in Richtung Nord-Ost: ca. 970 m² 

Ermittlung einer Vorzugsvariante 

Vorzugsvariante stellt die Variante 3 mit Führung des Fußgängerverkehrs auf der Süd- bzw. West-

seite und Entwässerung der Fahrbahn in eine Mulde dar. 

Gestaltungsempfehlungen für Fahrradstraßen und zur Verkehrsberuhigung 

Bei der Einrichtung von Fahrradstraßen reicht es in der Regel nicht aus diese durch entsprechende 

Beschilderung (StVO VZ 244.1 und 244.2) kenntlich zu machen. Es empfiehlt sich die Realisie-

rung weiterer Gestaltungselemente, damit die Fahrradstraße als solche von den Verkehrsteilneh-

mern erkannt wird und um das gewünschte Verkehrsverhalten zu bewirken. Neben der Markie-

rung der Fahrbahn mit Fahrradpiktogrammen kann hierzu insbesondere die Anordnung 
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linienhafter Elemente beitragen (vgl. BERGISCHE UNIVERSITÄT WUPPERTAL & 

DEUTSCHES INSTITUT FÜR URBANISTIK GGMBH 2021):  

- gepflasterter oder baulich angelegter Mittelstreifen  

- eingefärbter Asphalt an den Knotenpunkten 

- durchgehende Einfärbung des Asphaltes 

Begleitet werden sollte die Ausweisung einer Fahrradstraße zudem von einer entsprechenden Öf-

fentlichkeitsarbeit, durch die auf die Neueinrichtung der Fahrradstraße sowie die dort geltenden 

Verkehrsvorschriften hingewiesen wird. 

Eine besondere Herausforderung besteht in der von der Gemeinde Mühltal angestrebten Verkehrs-

beruhigung und gleichzeitigen Aufrechterhaltung des Radverkehrsflusses. Die Anordnung von 

Engstellen und alternierenden Parkständen trägt zwar zu einer Ausbremsung des Kfz-Verkehrs 

bei. Gleichzeitig wird aber auch der Radverkehr maßgeblich beeinflusst; eine Abnahme der Fahr-

bahnnutzung durch Fahrradfahrer kann die Folge sein. Gleiches gilt für den Einbau durchgängiger 

Fahrbahnanhebungen, die ebenfalls den Komfort für Radfahrer einschränken und zu einer ver-

mehrten Gehwegnutzung führen können. Daher empfiehlt sich für die Verkehrsberuhigung in 

Fahrradstraßen insbesondere die Umsetzung folgender Maßnahmen (vgl. Anlage 4): 

- gepflasterter oder baulich angelegter Mittelstreifen (vgl. Abbildung 4) 

- Einbau von Sinuswellen 

- kissenförmige Plateau-Aufpflasterung 

Im konkreten Fall könnte zusätzlich die Ausbildung des Knotenpunktes "Am Klingenteich / Alte 

Dieburger Straße" als Mini-Kreisverkehr eine geeignete Maßnahme zur Verkehrsberuhigung dar-

stellen. 

Bei Ausbildung des Abschnitts A als Fahrradstraße kann eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 

30 km/h durchgesetzt werden. Ohne Widmung als Fahrradstraße ist voraussichtlich nur eine Ge-

schwindigkeitsbeschränkung auf 50 km/h möglich. 
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3.2.2 Abschnitt B - Alte Dieburger Straße (Bestand) 

Für den Abschnitt B sind folgende Planungsvorgaben auf deren Umsetzbarkeit zu prüfen: 

- Ausweisung als Fahrradstraße (Kennzeichnung mittels Piktogrammen; Gewährleistung 

der Befahrbarkeit für Rettungskräfte und Müllabfuhr) 

- Ermittlung der erforderlichen Anpassungen für Durchleitung des ÖPNV (ohne extra Hal-

tebucht) 

Rahmenbedingungen 

Die folgenden Rahmenbedingungen sind für den Abschnitt B zu berücksichtigen: 

- Der Abschnitt B lässt sich in zwei Teilabschnitte untergliedern. Im südlichen Teilab-

schnitt B-1 liegt eine konstante Querschnittsbreite von ca. 10,00 m vor. Im nördlichen 

Teilabschnitt B-2 ist die verfügbare Querschnittsbreite auf 9,14 m bis 9,33 m reduziert. 

Der Zufahrtsbereich zur "Dornwegshöhstraße" weist lediglich eine Breite von 8,47 m 

auf. Aufgrund der variierenden Straßenraumbreite wurden im Rahmen der Variantenent-

wicklung spezifische Varianten für die beiden Teilabschnitten B-1 und B-2 entwickelt. 

- Es besteht die Notwendigkeit zur Vorhaltung von (Längs-)Parkständen im Straßenraum. 

Maßgebliche Begegnungs-/Überholfälle 

Im Abschnitt B (bestehende Tempo-30-Zone) soll eine Fahrradstraße mit Freigabe für Pkw und 

motorisierte Zweiräder eingerichtet werden. Zusätzlich ist die Durchleitung von Bussen mit zu 

berücksichtigen. Eine Wendemöglichkeit für Busse ist nicht vorzusehen. 

Die für den Streckenabschnitt B relevanten Begegnungs- und Überholfälle sind in den Abbildun-

gen 4, 5 und 6 zusammengefasst. Aufgrund der angestrebten Netzfunktion sowie der beschränkten 

Platzverhältnisse durch die an den Verkehrsraum angrenzende Bestandsbebauung wurden analog 

zum Streckenabschnitt A auch hier Mindestmaße für die Verkehrs- und Sicherheitsräume berück-

sichtigt. 
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Abbildung 4: 

Überholfall Fahrrad - Bus 

 

Abbildung 5: 

Begegnungsfall Pkw - Bus 

 

Abbildung 6: 

Begegnungsfall Bus - Bus 

Maßgeblich im Abschnitt B ist der Begegnungsfall Bus - Bus (analog Lkw - Lkw), der eine Min-

destfahrbahnbreite von 6,00 m erfordert. Dieser Begegnungsfall muss jedoch nicht durchgängig 

abwickelbar sein; abschnittsweise Querschnittseinengungen sind denkbar. 

Variantenentwicklung Abschnitt B 

Unter Berücksichtigung der Planungsvorgaben, Rahmenbedingungen und Begegnungs- bzw. 

Überholfälle werden folgende Querschnittselemente für den Abschnitt B vorgehalten: 

- Fahrbahn (Regelbreite 6,00 m; Engstelle 3,25 m (Fahrradstraße) bzw. 3,50 m) 

- Gehweg beidseitig (Mindestbreite 1,50 m; einseitig möglichst Regelbreite von 2,50 m) 

- Längsparken alternierend auf der Fahrbahn (Breite 2,00 m; Sicherheitstrennstreifen 

0,75 m (Fahrradstraße)) 

Durch Kombination der Querschnittselemente wurden die zwei folgenden Varianten jeweils für 

den Abschnitt B-1 sowie für den Abschnitt B-2 entwickelt: 

- Variante 1: Fahrradstraße (Kennzeichnung durch Piktogramme) mit alternierendem 

Parken inklusive Sicherheitstrennstreifen zu den Längsparkständen 

- Variante 2:  "normale" Straße mit alternierendem Parken ohne Sicherheitstrennstrei-

fen zu den Längsparkständen 
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Die Darstellung der Varianten im Lageplan sowie in Querschnitten kann den Anlagen 5.1 und 5.2 

entnommen werden. 

Die Varianten unterscheiden sich für die beiden Teilabschnitte in den realisierbaren Gehwegbrei-

ten. Während im Teilabschnitt B-1 die Gehwege mit 2,50 m sowie mit 1,50 m ausgebildet werden 

können (Variante 1 und 2), reduzieren sich die realisierbaren Gehwegbreiten im Teilabschnitt 2 

auf 1,65 m und 1,50 m (Variante 1) bzw. auf 2,00 m (Variante 2). Es ist demnach nicht möglich, 

zwei oder gar einen regelkonformen Gehweg (Breite 2,50 m) im Abschnitt B bei gleichzeitiger 

Ermöglichung des Begegnungsfalls Bus - Bus (Fahrbahnbreite 6,00 m) zu realisieren. Besonders 

kritisch ist die Flächenverfügbarkeit im nördlichen Abschnitt, insbesondere im Einmündungsbe-

reich in die "Dornwegshöhstraße". Um hier eine 6,00 m breite Fahrbahn sowie mindestens 1,50 m 

breite beidseitige Gehwege ausbilden zu können, ist Grunderwerb (ca. 15 m²) erforderlich. Die 

Unterschreitungen der Regelwerte sind vor dem Hintergrund des angestrebten Bauleitplanverfah-

rens und einer hierfür notwendigen Begründung zu berücksichtigen. 

Alternativ zu der skizzierten Planung mit Abwicklung von Begegnungsverkehr und Grunderwerb 

ist eine Umgestaltung des Einmündungsbereichs bzw. des gesamten Knotenpunktes denkbar. Im 

Rahmen vertiefter Planungen empfiehlt sich eine Detailbetrachtung für den Knotenpunkt "Alte 

Dieburger Straße / In der Wildnis / Alte Darmstädter Straße / Dornwegshöhstraße". Hier könnten 

u.a. die folgenden Konzeptionen eine verkehrssichere und leistungsfähige Lösung bieten: 

- Engstelle vorfahrtgeregelt 

- Kreisverkehr 

- Lichtsignalanlage 

- Einbahnstraßenregelung in der Straße "In der Wildnis" 

Zusätzlich zur Querschnittsaufteilung Gehweg / Fahrbahn / Gehweg wurde die Einrichtung eines 

verkehrsberuhigten Bereichs im Abschnitt B diskutiert. Dieser könnte aufgrund der begrenzten 

Flächenverfügbarkeit Abhilfe schaffen sowie durch die geltende Schrittgeschwindigkeit einer Re-

duzierung des Durchgangsverkehrs dienen. Da durch die Öffnung des Teilabschnitts A für den 

Kfz-Verkehr ein gewisser Anteil an Durchgangsverkehr jedoch nicht vermeidbar sein wird, er-

scheint ein niveaugleicher Ausbau des gesamten Verkehrsraums ohne spezielle Absicherung der 

Fußgänger gegenüber dem Kfz-Verkehr als sicherheitskritisch. Für die zusätzliche Anordnung 

von Elementen zum Schutz der Fußgänger (Blumenkübel, Sperrflächen etc.) existiert keine 
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ausreichende Querschnittsbreite. Die Einrichtung eines oder mehrerer verkehrsberuhigter Berei-

che im Abschnitt B wurde im Rahmen der vorliegenden Machbarkeitsuntersuchung daher als 

mögliche Alternativlösung nicht weiterverfolgt. 

Ermittlung einer Vorzugsvariante 

Vorzugsvariante stellt die Variante 1 mit Ausweisung einer Fahrradstraße und Vorhaltung eines 

markierten Sicherheitstrennstreifens zu den Längsparkständen dar. 

Es ist zu berücksichtigen, dass die Anordnung von Längsparkständen auf der Fahrbahn nicht nur 

einer Verkehrsberuhigung des Kfz-Verkehrs dient, sondern ebenso den Radverkehr ausbremst. 

Die Erforderlichkeit einer Fahrradstraße und deren Nutzen bei gleichzeitiger Anordnung alternie-

render Längsparkstände (Variante 1) ist daher seitens der Gemeinde Mühltal nachzuweisen. 

Gestaltungsempfehlungen für Fahrradstraßen und zur Verkehrsberuhigung 

Im Abschnitt B gelten grundsätzlichen die bereits für den Abschnitt A genannten Gestaltungs-

empfehlungen für Fahrradstraßen und zur Verkehrsberuhigung (vgl. Kapitel 3.2.1). Im Gegensatz 

zum Abschnitt A befindet sich der Abschnitt B jedoch innerhalb der bebauten Ortslage und es 

besteht das Erfordernis zur Vorhaltung von Parkständen im Straßenraum. Die bauliche Herstel-

lung eines gepflasterten Mittelstreifens etc. ist daher im Abschnitt B weniger praktikabel. Statt-

dessen empfiehlt sich bei der Anordnung von Parkständen im Zuge der Fahrradstraße die Markie-

rung eines Sicherheitstrennstreifens (0,75 m) zum ruhenden Verkehr (Längsparkstände Breite 

2,00 m) und ggf. dessen farbliche Abgrenzung zur Fahrbahn, um Dooring-Unfällen vorzubeugen.  

3.2.3 Abschnitt C - Alte Darmstädter Straße und Im Wiesengrund (Bestand) 

Für den Abschnitt C sind folgende Planungsvorgaben auf deren Umsetzbarkeit zu prüfen: 

- Variantenanalyse für die verkehrstechnische Neugestaltung der "Alten Darmstädter 

Straße" 

- Einplanung eines Schutzstreifens für den Radverkehr  

- Entwicklung und Einbeziehung übersichtlicher Querungshilfen für Fußgänger / Schul-

kinder 
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- Bewertung der technischen Möglichkeiten zur Verkehrsüberwachung der vorgegebenen 

Geschwindigkeitsbegrenzung 

- voraussichtlich grundhafte Erneuerung der Fahrbahn 

Rahmenbedingungen 

Die folgenden Rahmenbedingungen sind für den Abschnitt C zu berücksichtigen: 

- Der Abschnitt C untergliedert sich in mehrere Abschnitte variierender Querschnittsbrei-

ten. Es steht eine Querschnittsbreite von mindestens ca. 10,10 m bis maximal ca. 12,80 m 

zur Verfügung. Aufgrund der variierenden Straßenraumbreite wurden im Rahmen der 

Variantenentwicklung spezifische Varianten für die fünf Teilabschnitten C-1 bis C-5 ent-

wickelt. 

- Die gemäß Stadtgrundkarte verfügbaren Querschnittsbreiten entsprechen nicht den tat-

sächlichen Verhältnissen vor Ort. Ein Abgleich mit dem Gemeinde-GIS sowie ein ver-

einfachtes Vor-Ort-Aufmaß haben eine Überbauung der öffentlichen Grundstücksflä-

chen bestätigt (vgl. Kapitel 2.2). Hiervon ist insbesondere der Bereich "Alte Darmstädter 

Straße" Nr. 21 bis 45 betroffen. Vor diesem Hintergrund wurden für den entsprechenden 

Abschnitt C-2 sowohl Varianten mit vollständiger Nutzung und Freimachung der öffent-

lichen Flurstücke als auch Varianten mit Beibehaltung der Grundstücksüberbauung ohne 

Freimachung entwickelt. 

Maßgebliche Begegnungs-/Überholfälle 

Analog zum Abschnitt B ist im Abschnitt C ebenfalls die Durchleitung von Bussen zu berück-

sichtigen. Deren Begegnungsfall (vgl. Abbildung 9) stellt den maßgeblichen Betrachtungsfall dar 

und erfordert eine Fahrbahnbreite von 6,00 m. 

Variantenentwicklung Abschnitt C 

Grundsätzlich wird im Abschnitt C eine Neuorganisation des Straßenquerschnitts mit Integration 

separater Radverkehrsanlagen angestrebt. 

Im südlichen Abschnitt C-1 zwischen der "Dornwegshöhstraße" und " Im Wiesengrund" ist auf-

grund der dort verorteten Bushaltestelle keine Anordnung von Radverkehrsanlagen möglich. Im 
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weiteren Streckenverlauf (Abschnitt C-2 bis C-5) ist der verfügbare Straßenquerschnitt nicht aus-

reichend für eine durchgängige beidseitige Anordnung von Radverkehrsanlagen. Aus diesem 

Grund wurde im Rahmen der vorliegenden Machbarkeitsuntersuchung die einseitige Anordnung 

einer Radverkehrsanlage in Fahrtrichtung Nord (bergauf) vertieft untersucht. Die einzige durch-

gängig realisierbare Radverkehrsanlage stellt dabei ein Schutzstreifen dar; für die durchgängige 

Anordnung eines Radfahrstreifens bzw. Radweges ist der verfügbare Straßenraum nicht ausrei-

chend. In Fahrtrichtung Süd wird der Radverkehr im Mischprinzip auf der Fahrbahn geführt. 

Unter Berücksichtigung der Planungsvorgaben, Rahmenbedingungen, Begegnungsfälle und vor-

anstehender Hinweise können folgende Querschnittselemente realisiert werden: 

- Der verfügbare Straßenraum im Abschnitt C-2 bis C-5 ermöglicht die Ausbildung einer 

4,50 m breiten Kernfahrbahn mit einem 1,50 m bzw. 1,60 m breiten Schutzstreifen bei 

resultierenden Gehwegbreiten von mindestens 1,50 m. Das aktuell noch gültige Mindest-

maß für Schutzstreifen von 1,25 m (FGSV 2010) wird somit deutlich überschritten; die 

berücksichtigten Abmessungen erscheinen im Hinblick auf die anstehende Regelwerks-

aktualisierung als ausreichend bemessen. 

- In den Bereichen mit einer verfügbaren Querschnittsbreite von mindestens ca. 11,00 m 

(Abschnitt C-2 und C-4) ist zusätzlich die einseitige Anordnung von Längsparkständen 

möglich. So können beispielsweise im Teilabschnitt C-2 Engstellen mit einer Fahrbahn-

breite von 3,50 m sowie einem 1,60 m breiten Radweg (Abgrenzung zur Fahrbahn durch 

einen 0,50 m breiten Sicherheitstrennstreifen) und 2,00 m breiten Längsparkständen aus-

gebildet werden, die zu einer Verkehrsberuhigung beitragen. Im Teilabschnitt C-4 ist die 

Anordnung von Längsparkständen ohne Ausbildung einer Engstelle bei gleichzeitiger 

Fortführung des Schutzstreifens möglich. 

- In den Abschnitten Abschnitt C-3 und C-5 können Parkstände und Radverkehrsanlagen 

nicht zeitgleich abgebildet werden. Parken ist im Abschnitt C-5 nur in Engstellenberei-

chen möglich. Aufgrund diverser Grundstückszufahrten entfällt diese Möglichkeit im 

Abschnitt C-3. 

Im Detail wurden die folgenden Varianten für die Teilabschnitte C-2 bis C-5 entwickelt: 
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- Variante 1 - Schwerpunkt Nahmobilität 

 • Kernfahrbahn mit einer Breite von 4,50 m und einem 1,60 m breiten Schutz-

streifen in Fahrtrichtung Nord 

 • Gehwege mit einer Mindestbreite von 2,50 m (in Engstellen 2,00 m) auf min-

destens einer Seite  

 • Längsparkstände als Engstellenbereiche bei verfügbarer Querschnittsbreite 

von mindestens 11,10 m (C-2) bzw. im Seitenraum bei verfügbarer Quer-

schnittsbreite von mindestens 12,10 m (C-4) 

  ◦ C-2:  

Gehweg ≥ 2,00 m + Parken 2,00 m + Fahrbahn 3,50 m + Sicherheits-

trennstreifen 0,50 m + Radweg 1,60 m + Gehweg ≥ 1,50 m 

  ◦ C-4: 

Gehweg ≥ 2,50 m + Parken 2,00 m + Fahrbahn 6,10 m + Gehweg ≥ 

1,50 m 

- Variante 2 - Schwerpunkt Parken 

 • Kernfahrbahn mit einer Breite von 4,50 m und einem 1,50 m breiten Schutz-

streifen in Fahrtrichtung Nord 

 • Gehwege mit einer Mindestbreite von 1,50 m  

 • Längsparkstände als Engstellenbereiche bei verfügbarer Querschnittsbreite 

von mindestens 10,35 m (C-5) bzw. im Seitenraum bei verfügbarer Quer-

schnittsbreite von mindestens 11,00 m (C-2 und C-4) 

  ◦ C-2 und C-4: 

Gehweg ≥ 1,50 m + Parken 2,00 m + Fahrbahn 6,00 m + Gehweg ≥ 

1,50 m  

  ◦ C-5:  

Gehweg ≥ 1,50 m + Parken 2,00 m + Fahrbahn 3,25 m + Sicherheits-

trennstreifen 0,50 m + Radweg 1,60 m + Gehweg ≥ 1,50 m 
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Für den Teilabschnitt C-2 wurden dabei sowohl Varianten mit Berücksichtigung einer vollständi-

gen Nutzbarkeit der (überbauten) Flurstücke als auch Varianten mit Beibehaltung der vorhande-

nen Grundstücksüberbauung entwickelt. 

Die realisierbaren Stellplatzzahlen unterschreiten das im Bestand vorhandene Stellplatzangebot 

deutlich. Bei der Variante 1 können ca. 20 Pkw-Stellplätze (mit Rückbau der Grundstücksüber-

bauungen) bzw. ca. 10 Pkw-Stellplätze (ohne Rückbau) im Zuge der "Alten Darmstädter Straße" 

realisiert werden. Bei der Variante 2 ist das Angebot von ca. 35 bzw. ca. 25 Pkw-Stellplätzen 

möglich. Um Besuchern ein ausreichendes Stellplatzangebot bereitstellen zu können, könnte die 

Ausweisung der Stellplätze als Kurzzeitparkflächen zweckmäßig sein. 

Die Bushaltestellen "Im Wiesengrund" (Abschnitt C-1) und "Im Elfengrund" (Abschnitt C-4) sind 

im Rahmen der Straßenneugestaltung barrierefrei auszubauen. Es werden jeweils 20,00 m lange 

und mindestens 2,50 m breite Warteflächen im Gehwegbereich vorgesehen. Bei Beibehaltung der 

Haltestelle "Im Wiesengrund" - Fahrtrichtung Nord im Abschnitt C-1, ist jedoch lediglich die 

Realisierung eines ca. 14,50 m langen und nicht vollständig barrierefreien Haltestellenbereichs 

möglich. Alternativ könnte die Haltestelle in den Abschnitt C-2 verschoben und dort barrierefrei 

ausgebildet werden. Für die Positionierung der Haltestelle "Im Elfengrund" - Fahrtrichtung Süd 

empfiehlt sich eine Verschiebung in den Abschnitt C-5, sodass im Abschnitt C-4 die maximal 

mögliche Anzahl von Stellplätzen hergestellt werden kann. 

Querungsstellen für Fußgänger und Schulkinder sind an diversen Stellen im Zuge der "Alten 

Darmstädter Straße" denkbar. Aufgrund der nicht vorliegenden Schulwegpläne (vgl. Kapitel 2.4) 

wurde in Abstimmung mit der Gemeinde Mühltal auf eine konkrete Verortung verzichtet. 

Sowohl die Planungsvarianten für den Abschnitt C als auch sämtliche Varianten für die Ab-

schnitte A und B beinhalten einen grundhaften Ausbau des kompletten Straßenraums. 

Ermittlung einer Vorzugsvariante 

Vorzugsvariante im Abschnitt C-2 ist die Variante 1 mit Anordnung von Parkständen zur Fahr-

bahneinengung (nur möglich bei vollständiger Nutzung der überbauten Flurstücke). 

Im Abschnitt C-5 Stellt die Variante 2 mit Ausbildung von Stellplätzen als Engstellen die Vor-

zugsvariante dar. 
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In den Abschnitten C-1, C-3 und C-4 unterscheiden sich die konzipierten Varianten nicht in der 

grundsätzlichen Querschnittsaufteilung, sondern lediglich geringfügig in den jeweiligen Breiten 

der einzelnen Querschnittselemente. Im Sinne einer möglichst durchgängigen Fahrbahnbreite von 

6,10 m wird hier der Variante 1 der Vorzug gegeben.  

Gestaltungsempfehlungen zur Verkehrsberuhigung 

Ein Ansatz zur Verkehrsberuhigung sowie zur Erhöhung der realisierbaren Stellplatzzahlen 

könnte die Einrichtung eines Einbahnstraßenrings im Abschnitt C darstellen. Hier könnte der 

Verkehr über die "Alte Darmstädter Straße" in Fahrtrichtung Nord und über die Straße "Im 

Wiesengrund" in Fahrtrichtung Süd geführt werden. Aufgrund der nachteiligen Auswirkungen 

auf die Anlieger der Straße "Im Wiesengrund" wurde die Variante im Rahmen der vorliegenden 

Machbarkeitsuntersuchung nicht im Detail betrachtet. 

Für die Verkehrsüberwachung der vorgegebenen Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h ste-

hen zudem verschiedene technische Möglichkeiten zur Verfügung, die in der Darmstädter Straße 

zum Einsatz kommen könnten: 

- mobile Verkehrskontrollsysteme (z.B. radargestützt oder lasergestützt) 

 • Messung vom Fahrbahnrand, Stellplatzbereich, Seitenraum etc. 

 • keine technischen Anforderungen 

 • Überraschungseffekt für die Verkehrsteilnehmer 

- stationäre Verkehrskontrollsysteme 

 • ortsfester Standort  

 • technische Anforderungen (z.B. Stromversorgung, Datenaustausch mit LSA) 

 • Gewöhnungseffekt für die Verkehrsteilnehmer 

- stationäre Geschwindigkeitsanzeige  

 • informatives Element für die Verkehrsteilnehmer zur eigenständigen Geschwin-

digkeitskontrolle 
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 • geringe technische Anforderungen (autarke Nutzbarkeit mittels Solarenergie 

oder Batteriebetrieb oder alternativ Anschluss an Stromnetz (Dauerstrom oder 

Straßenbeleuchtung)) 

Während mobile sowie stationäre Verkehrskontrollsysteme bei der Überschreitung der zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit ein Bußgeld nach sich ziehen, stellt die stationäre Geschwindigkeitsan-

zeige ein rein informatives Element ohne rechtliche Konsequenzen für den Verkehrsteilnehmer 

dar. Nichtsdestotrotz haben auch Geschwindigkeitsanzeigen einen Einfluss auf das Verkehrsver-

halten und können nachweislich zu einer Reduzierung der gefahrenen Geschwindigkeit beitragen. 

Knotenpunkt "Alte Darmstädter Straße / Im Wiesengrund" 

Der Knotenpunkt "Alte Darmstädter Straße / Im Wiesengrund" besitzt Optimierungspotential. Im 

Rahmen der Machbarkeitsuntersuchung wurden verschiedene Umgestaltungsmöglichkeiten un-

tersucht:  

- Variante 1:  Kreisverkehr 

- Variante 2: Einmündung 

- Variante 3:  Einmündung (Unterbindung Rechtseinbieger) 

- Variante 4: Einmündung (Einbahnstraßensystem) 

Die Knotenkonzepte inklusive Schleppkurvendarstellungen können der Anlage 7 entnommen 

werden. 

Aufgrund der geometrischen Rahmenbedingungen könnte ein Kreisverkehr nur als Minikreisver-

kehr mit überfahrbarer Mittelinsel ausgebildet werden. Bei Umsetzung einer Einmündung mit 

Abwicklung sämtlicher Fahrbeziehungen ergibt sich unter Berücksichtigung der Schleppkurven 

eine bestandsnahe Knotenpunktgestaltung mit zum Teil eingeschränkten Gehwegbreiten. Eine 

mögliche Unterbindung des Rechtseinbiegers von der Straße "Im Wiesengrund" in die "Alte 

Darmstädter Straße" ermöglicht einen Flächengewinn im Gehwegbereich. Legt man der Knoten-

konfiguration ein Einbahnstraßensystem ("Alte Darmstädter Straße": Fahrtrichtung Nord; "In der 

Wildnis": Fahrtrichtung Süd) zugrunde, ergibt sich ein deutlicher Flächengewinn im Seitenraum, 

der als Grünfläche und / oder eine Art Quartiersplatz ausgebildet werden könnte. 
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3.3 Ermittlung einer Vorzugsvariante 

Für jeden der drei Abschnitte A bis C wurde im Rahmen der Projektbearbeitung eine spezifische 

Vorzugsvariante abgestimmt.  

Im Abschnitt A soll eine Fahrradstraße realisiert werden. Die Vorzugsvariante (Variante 3) sieht 

hier eine 4,65 m breite Fahrbahn mit einseitigem Gehweg auf der Süd- bzw. Westseite und Ent-

wässerung in eine Mulde vor. 

Im Abschnitt B soll als Vorzugsvariante (Variante 1) ebenfalls eine Fahrradstraße mit einer 

6,00 m breiten Kernfahrbahn realisiert werden. Gleichzeitig sind Parkstände auf der Fahrbahn 

vorzuhalten, die als Engstellenbereiche einer Verkehrsberuhigung dienen. Die Stellplätze werden 

durch einen markierten Sicherheitstrennstreifen (0,75 m) von der Fahrbahn abgegrenzt. 

Im Abschnitt C wird als Vorzugsvariante die Ausbildung eines einseitigen 1,60 m breiten Schutz-

streifens in Fahrtrichtung Nord (bergauf) angestrebt. In Gegenrichtung wird der Radverkehr auf 

der Fahrbahn (Kernbreite 4,50 m ohne Schutzstreifen) im Mischprinzip geführt. Punktuelle Fahr-

bahneinengungen auf 3,50 m bzw. 3,25 m mit der Anordnung von Längsstellplätzen und Führung 

des Radverkehrs auf einem gesicherten Radweg (1,60 m) in den Abschnitten C-2 und C-5 sollen 

einer Verkehrsberuhigung dienen. 

 



 - 28 - 

 

4. Detailbetrachtungen für die Vorzugsvariante 

4.1 Kostenschätzung 

Basierend auf den umzubauenden Flächen wurde eine Kostenschätzung für die Maßnahme er-

stellt. Hierbei wurden überschlägig Herstellungskosten in Höhe von 300 Euro/m² angesetzt. Dies 

beinhaltet Rückbau und Neubau sämtlicher Oberflächen inkl. Ober- und Unterbau. Die oberflä-

chennahen Entwässerungsanlagen, Bepflanzungen und Ausstattung sind ebenfalls enthalten. 

Die Herstellungskosten ergeben sich hierbei wie folgt: 

- Abschnitt A: ca. 1,4 Mio. Euro 

- Abschnitt B: ca. 1,7 Mio. Euro 

- Abschnitt C: ca. 2,9 Mio. Euro 

SUMME: ca. 6,0 Mio. Euro 

Nicht enthalten sind die erforderlichen Planungs-, Beratungs- und Gutachterkosten, die mit ca. 

20 % der Baukosten und somit ca. 1,2 Mio. Euro angesetzt werden können. Weiterhin entstehen 

Verwaltungskosten durch Personalbindung der öffentlichen Hand, die sich aktuell nicht präzise 

beziffern lassen. 

Hinzu kommen Kosten für Grunderwerb (in Abhängigkeit der gewählten Variante) von ca. 50.000 

bis 100.000 Euro auf Grundlage der Bodenrichtwerte 2022. 

Sämtliche Angaben zu den Kosten verstehen sich auf Grundlage der aktuellen Preislage. Bei an-

haltender Inflation und unter Annahme eines Baubeginns in frühestens 5 Jahren ist mit entspre-

chenden Kostensteigerungen zu rechnen. Unter Annahme einer Inflationsrate von ca. 8 % (Bau-

preisindex Straßenbau, Quartal III/2023) ist dann mit Herstellungskosten in Höhe von ca. 

8,8 Mio. Euro zu rechnen. 

4.2 Baurechtschaffung 

Die Baurechtschaffung kann auf verschiedenen Wegen erfolgen. 

Die einfachste Möglichkeit besteht in der Baurechtschaffung mittels Beschluss durch die politi-

schen Gremien der Gemeinde Mühltal. Dies setzt die Anhörung und Zustimmung aller betroffener 
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juristischer und natürlicher Personen sowie der entsprechenden Träger öffentlicher Belange vo-

raus, was jedoch vor dem Hintergrund der vorangegangen juristischen Auseinandersetzungen be-

zweifelt werden. 

Als naheliegendes Instrument bietet sich daher die Aufstellung eines Bebauungsplans auf Grund-

lage des Baugesetzbuchs (BauGB) an. Innerhalb des Aufstellungsverfahrens sind hierzu alle Be-

lange und Probleme sorgfältig zu ermitteln und gerecht gegeneinander abzuwägen. Eine beson-

dere Bedeutung kommt zudem der umfassenden Beteiligung aller Betroffenen und der Öffentlich-

keit zu.  

Die Baurechtschaffung über ein Planfeststellungsverfahren könnte rein rechtlich ebenfalls mög-

lich sein, wird jedoch voraussichtlich seitens der planfeststellenden Behörde (hier: Regierungs-

präsidium Darmstadt) abgelehnt werden, da mit dem Bebauungsplan-Verfahren ein geeignetes, 

niederschwelliges Mittel zur Verfügung steht. Weiterhin ist bei einer Baurechtschaffung über 

Planfeststellungsverfahren mit einer Verfahrensdauer von ca. 3-5 Jahren zu rechnen, wohingegen 

ein BPlan-Verfahren in der Regel innerhalb von 1-3 Jahren abgewickelt werden kann. 

Beiden vorgenannten Verfahren ist gemein, dass eine Richtlinienkonformität der eingereichten 

Unterlagen vorausgesetzt wird. Dies hat zur Folge, dass die stellenweise nicht regelkonformen 

Querschnittsbestandteile (z.B. Gehwege im Abschnitt B) kritisch zu hinterfragen sind und sich 

hieraus ggf. nochmals Änderungen am Straßenquerschnitt ergeben. Die diesbezüglichen Untersu-

chungen sind Gegenstand des weiteren Planungsprozesses. 

4.3 Festlegung des sich anschließenden Arbeitsprozesses 

Folgende Planungsschritte bzw. Fachgutachten werden für den weiteren Projektfortschritt als 

zwingend erforderlich erachtet: 

- Untersuchungen zur Leistungsfähigkeit und Reserven im Kanalnetz 

- Bestandsvermessung des gesamten Streckenabschnitts inkl. Anschlussäste 

- Gutachterliche Betrachtung der erwarteten Immissionen aus dem Vorhaben 

- Gutachten zu nachbarschaftsrechtlichen Eingriffen 
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- Baugrunduntersuchungen / Bodengutachten zu folgenden Aspekten: 

 • Bodenmechanische Parameter (Trag-/Verdichtungsfähigkeit, Frostempf.) 

 • Umwelttechnische Parameter (EBV, PAK, PFC) 

 • Versickerungsfähigkeit im Abschnitt A 

- Objektplanung Verkehrsanlagen gem. HOAI für die umzubauenden Teilabschnitte 

- Objektplanung Ingenieurbauwerke gem. HOAI für die Anpassung des Durchlasses 

DN 1000 im Abschnitt A 

- Leitungskoordinierung, Bauablauf-/Bauphasenplanung 

- Modelltechnische Umlegung zu den erwarteten Verkehrsmengen bei Öffnung des Ab-

schnitts A 

- Informations-, Beteiligungs- und Moderationsverfahren 

4.4 Grobterminplan 

Auf Grundlage von Erfahrungswerten kann von folgendem Zeitbedarf für die einzelnen Planungs- 

bzw. Verfahrensschritte ausgegangen werden: 

Einholen von grundlegenden Gutachten, Vergabe der Planungsleistungen: 1 Jahr 

Ausarbeitung Fachplanung Lph. 1-4, parallel weitere Gutachten: 1 Jahr 

Gremienlauf, Bauleitplanverfahren: 3 Jahre (BPlan) 

Ausarbeitung Fachplanung Lph. 5-7, Vergabeverfahren für Bauleistung: 1 Jahr 

Bauausführung: 2-3 Jahre (je nach Variante) 

In Summe ergibt sich somit eine Zeitdauer von 8-9 Jahren bis zur Fertigstellung der Vorzugsva-

riante. Je nach gewählter Verfahrensart sowie Dauer und Schwierigkeit der Konsensfindung kön-

nen sich im Zuge der Genehmigungsplanung Abweichungen von ± 2 Jahren ergeben. 
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5. Zusammenfassung / Ausblick 

Mit der vorliegenden Machbarkeitsstudie konnten Varianten aufgezeigt werden, mit denen eine 

Öffnung der "Alten Dieburger Straße" verkehrs- und verfahrenssicher umgesetzt werden kann. 

Gleichwohl bleibt anzumerken, dass aufgrund der beengten Verhältnisse in Teilbereichen keine 

regelkonforme Straßenraumgestaltung möglich ist. In weiten Teilen des Betrachtungsgebiets ist 

zudem eine regelkonforme Ausbildung der Querschnittselemente nur möglich, wenn vollständig 

auf die Anlagen des ruhenden Verkehrs verzichtet wird. 

Sämtliche Varianten der Straßenraumgestaltung im Abschnitt A bedingen einen Grunderwerb pri-

vater Grundstücke, je nach Variante in unterschiedlichem Ausmaß. Eine zentrale Bedeutung 

kommt in dieser Hinsicht der Entwässerungssituation in diesem Abschnitt zu: Sollte sich der stra-

ßenbegleitende Kanal als nicht ausreichend leistungsfähig erweisen, sind aufgrund der dann not-

wendigen Versickerung des Oberflächenwassers deutlich größere Zukaufflächen zu erwarten. 

Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass sich die aktuelle Planung auf das derzeit (noch) gültige 

Regelwerk bezieht. Gleichwohl ist bekannt, dass ein neues Regelwerk "Empfehlungen für Rad-

verkehrsanlagen" (ERA) zeitnah veröffentlicht werden soll. Die hierin vorgegebenen Abmessun-

gen für Radverkehrsanlagen werden die bisherigen Maße zum Teil voraussichtlich deutlich über-

schreiten. Die konkreten Auswirkungen auf die einzelnen Varianten können nach derzeitigem 

Veröffentlichungsstand jedoch noch nicht quantitativ beurteilt werden. 

Im Bestand ist der Streckenabschnitt A für den Kfz-Verkehr gesperrt, sodass auch der anschlie-

ßende Abschnitt B nicht von Durchgangsverkehr passiert wird und damit ausschließlich der Er-

schließung der anliegenden Wohnnutzungen dient. Der Abschnitt C stellt hingegen über die Dorn-

wegshöhstraße eine Verbindung zwischen der Bundesstraße B 449 und den Ortslagen Trautheim 

und Nieder-Ramstadt her und übernimmt somit eine überörtliche Verbindungsfunktion. 

Durch die angestrebte Öffnung des Abschnitts A für den Kfz-Verkehr ist mit einer Verkehrszu-

nahme im gesamten Streckenabschnitt "Alte Dieburger Straße" und "Alte Darmstädter Straße" zu 

rechnen. Ob die angestrebte Verkehrsberuhigung, die durch die Ausbildung von Engstellen erzielt 

werden soll, einer vermehrten Nutzung des Streckenabschnitts durch Durchgangsverkehr maß-

geblich entgegenwirken kann, lässt sich im Rahmen der vorliegenden Machbarkeitsstudie nicht 

bewerten. Zur Bewertung dieser Fragestellung empfiehlt sich vielmehr eine modelltechnische Be-

trachtung. Aktuell befindet sich ein Verkehrsmodell für die Gemeinde Mühltal in Vorbereitung, 

das perspektivisch als Grundlage zu diesem Sachverhalt herangezogen werden könnte. Erst dann 
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kann abschließend bewertet werden, inwiefern das künftig zu erwartende Verkehrsaufkommen 

verträglich für den Ortsteil sowie mit den geplanten Fahrradstraßen vereinbar ist, und ob die zu-

sätzliche Einrichtung verkehrsberuhigender Elemente bzw. Abschnitte einer Reduzierung mögli-

cher Durchgangsverkehre dienen könnte. 
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